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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. 


(Nr. 5529.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Haͤuſer des Landtages der Mo⸗ 
9555 narchie. Vom 6. Mai 1862. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen rc. 
verordnen, in Gemaͤßheit des Artikels 31. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. 
Januar 1850., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

Die beiden Häufer des Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und 
das Haus der Abgeordneten, werden auf den 19. Mai d. J. in Unſere Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen. 

Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung 
beauftragt. „ f 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1862. 


(. S.) Wilhelm. 


Prinz zu Hohenlohe ⸗Ingelfingen. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Bernſtorff. Gr. v. 1 v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. 
v. Jagow. u 


* 


Jahrgang 1862. (Nr. 55295530.) 2¹ (Nr. 5530.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Mai 1862. 
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(Nr. 5530.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Neuß im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 31. Maͤrz 1862. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


ertheilen, nachdem die Stadtverordnetenverſammlung zu Neuß darauf angetra⸗ 
en hat, zum Zweck der Regulirung der ſtaͤdtiſchen Schuldverhaͤltniſſe und zur 
Beſtteitung der Koſten mehrerer gemeinnuͤtziger Einrichtungen ihr zur Aufnahme 
eines Darlehns von 100,000 Thalern, geſchrieben Einhundert tauſend Thalern, 
gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener 
Obligationen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen und bei dieſem 
Antrage, im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger, ſich nichts 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen: ̃ 


§. 1. 
Es werden ausgegeben: 
a) 400 Obligationen, jede zu 50 Thaler, ausmachend 


benannt ! IE DICH, 20,000 Thaler, 
b) 400 Obligationen, jede zu 100 Thaler, ausmachend 

FC een ea nr. 40,000 „ 
o) 80 Obligationen, jede zu 500 Thaler, betragend 

e e 40,000 „ 


in Summa = 100,000 Thaler. 

Die Obligationen werden mit vier ein halb vom Hundert jaͤhrlich verzinſt 
und die Zinſen jedes Jahr am 31. Dezember von der ſtaͤdtiſchen Gemeindekaſſe 
zu Neuß gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 

Zur Tilgung der Schuld werden jaͤhrlich Ein und ein halb Prozent von 
dem Kapitalbetrage der ausgegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der einge⸗ 
löſten Obligationen verwendet, fo daß in zwei und dreißig Jahren die ſammt⸗ 
lichen Obligationen eingelöft fein werden. g 

Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit 
Genehmigung Unſerer Regierung zu Düffeldorf zu verſtaͤrken und dadurch die 
Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. 

Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. 8 


H. 25 


Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung 
der auszugebenden Obligationen betreffen, wird von der ee 
lung 
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lung eine befondere Schuldentilgungskommiſſion gewählt, welche fuͤr die treue 
Befolgung der gegenwartigen Beſtimmungen verantwortlich iſt, und zu dem 
Ende von Unſerer Regierung zu Düffeldorf in Eid und Pflicht genommen 
wird. Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus 
der Stadtverordnetenverſammlung und die beiden anderen aus der Buͤrgerſchaft 
zu waͤhlen ſind. 


H. 3. 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar die Obli⸗ 
gationen zu 50 Thalern von 1. bis einſchließlich 400., jene zu 100 Thalern 
von 401, bis einſchließlich 800., und endlich jene zu 500 Thaler von 801. bis 
880. nach dem angehaͤngten Schema ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter und 

. den Mitgliedern der Schuldentilgungskommiſſion unterzeichnet und von dem 
Rendanten der ſtaͤdtiſchen Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauftrag⸗ 
ten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten kontraſignirt. 

Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


H. 4. 


Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre die Zinskupons 
nach dem angehaͤngten Schema beigegeben. N 
255 Mit Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnffaͤhrigen Periode werden, nach 
nach dem angehaͤngten Schema beigegeben. neue Zinskupons durch die ſtaͤdtiſche 
Mit Ablauf dieſer und jeder folgenden gationen ausgereicht, und daß dies ge⸗ 
vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachungen 
Die Kupons werden von dem Rendanten der gedachten Kaſſe und dem 
mit der Kontrole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten unterſchrieben. 


H. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die ſtädtiſche Gemeindekaſſe gezahlt. 
Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaffe, 
namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern und ſtaͤdtiſchen Pachtgelder, in 
Zahlung angenommen. N 


H. 6. 

Die Zinskupons werden ungültig und werthlos; wenn fie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr 
ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtädtiſchen Behörden zu milden 
Stiftungen verwendet werden. ö 


8 


Die nach der Beſtimmung unter H. 1. einzulöfenden Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt, oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 

Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 
Gr. 5530.) 21* $ 8. 
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H. 8. N 
a Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters durch die 
Schuldentilgungskommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt ge⸗ 
ſtattet iſt. 


Ueber die Verlooſung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den Mitglie⸗ 
dern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


d 5 
Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 
Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinsung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine 
faͤlligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der 
fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer 
Kupons verwendet. 
$. 10. 


Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, welche nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt werben, 
ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depoſitum uͤber⸗ 
wieſen werden. ’ 

Die folchergeftalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur auf eine von der 
Schuldentilgungskommiſſion kontraſignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters zu be⸗ 
ſtimmungsmaͤßiger Verwendung an den Rendanten der ſtaͤdtiſchen Gemeinde⸗ 
kaſſe verabfolgt werden. Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern 
der Obligationen laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligationen 
bei der gedachten Kaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


§. 11. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli- 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter H. 7. jaͤhrlich zu erlaſſenden 
Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 
dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren 
nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmun 
unter §. 14. gemaͤß, als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo ſollen na 

deren Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr de⸗ 
ponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung für milde 
Stiftungen anheimfallen. 175 

$. 12. 


f Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schulden haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, und kann, 
wenn die Zinfen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit ge⸗ 
zahlt werden, die Zahlung von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


* 


„ 
F. 13. 


Die in den HH. 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen er⸗ 
folgen durch die Neußer Lokalblaͤtter, die Duͤſſeldorfer und Kölner Zeitung und 
1 oder oͤffentlichen Anzeiger Unſerer Regierungen zu Duͤſſeldorf 
un n. f E 


u 


§. 14. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug ha⸗ 
benden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf⸗ 
55515 und der Amortiſation verlorener oder  vernichteter Staatspapiere HH. 1. 
is 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Schuldentilgungskommiſſion gemacht werden. 
Dieſer werden alle diejenigen Gefchäfte und Befugniſſe beigelegt, 
welche nach der angefuhrten Verordnung dem Schatzminiſterium zukom⸗ 
men; gegen die Verfügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs 
an Unſere Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; | 
b) das im H. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Land⸗ 
gerichte, wozu die Gemeinde Neuß gehoͤrt; | 
c) die in den SS. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachun⸗ 
gen ſollen durch die im H. 13. dieſer Beſtimmungen angefuͤhrten Blaͤtter 
geſchehen; | 
d) an die Stelle der im H. 7. der Verordnung erwahnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten 
achten Zinszahlungstermines ſoll der fuͤnfte treten. 5 ; 
Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwartige, durch die Gefeß- Sammlung zur offentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gende landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter 
Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von 
Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. f 


Gegeben Berlin, den 31. März 1862. 


(JL. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Jagow. 


Ir. 5530) Neußer 
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Neußer Stadt - Obligation 


Sind e 15 über (Sudt. Siege. ) Mn. 


AR EN A ... Thaler Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom. 
. hierzu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hier⸗ 
mit, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Thalern 
hn deren Empfang 1 beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Neuß zu for⸗ 
ern hat. 


Die auf vier und ein halb Prozent jahrlich feſtgeſetzten Zinſen find am 
n ebe jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Wiigabe der 
ausgegebenen Zinskupons gezahlt. 
Das Kapital wird durch Ankauf oder Verlooſung berichtigt werden, 
weshalb eine Kündigung Seitens des Glaͤubigers nicht zulaffig iſt. 


Die naͤheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privi⸗ 
legium enthalten. | 


Neuß : 8 5 18. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtä d Schuldentlgungs⸗ 
N. N. a Kommiſſion. 
N. N. N. N. N. N. 
Eingetragen Kontrolbuch (Hierzu ſind Kupons n - 
Fol. . „ ausgereicht.) 


Der ſtaͤdtiſche Sekretariats⸗Beamte. Der ſtaͤdtiſche Gemeinde⸗Empfaͤnger. 
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Erſter ) Nu pon 


Dieſer Kupon wird nach 


zur dem Allerhöchſten Privilegium 

Neuß er S tad t = D b li 9 ation ungültig und werthlos, wenn 

0 S deſſen Geldbetrag. nicht bis 
uͤber 


Inhaber dieſes empfaͤngt amm ee 
obenbenannten Neußer Stadt⸗Obligation für die Zeit vom 


bis dahin aus der ſtaͤdtiſchen G 
T Thalern Kurant. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. N. Kommiſſion. 
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N. N. N. N. N. N. 
| NB. Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Kommiſſion werden gedruckt. 
Eingetragen Fol.. der Kontrole. 
Der ſtaͤdtiſche Sekretariats⸗Beamte. Der ſtaͤdtiſche Gemeinde⸗Empfaͤnger. 


(Nr, 5530-5531.) (Nr, 5531.) 


lerhöchſtr Erlaß vom 23. April 1862., betreffend die Genehmigung, daß 
Pfandbriefe des Neuen landſchaftlichen Kreditvereins fuͤr die Provinz Poſen 
auch in Apoints von 500 Thalern ausgefertigt werden duͤrfen. 


Kr. 55310 U 


PR 


Nr Ihren Bericht vom 15. April d. J. will Ich im Anſchluſſe an F. 7. 
des Statuts vom 13. Mai 1857. (Geſetz Sammlung für 1857. S. 330.) und 
an Meine Ordre vom 15. September 1858. (Geſetz⸗Sammlung für 1858. 
S. 525.) hierdurch genehmigen, daß die danach auszugebenden Pfandbriefe des 
Neuen landſchaftlichen Kreditvereins fuͤr die Provinz Poſen fortan auch in 
Apoints zu 500 Thalern ausgefertigt werden duͤrfen. ; 
Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kennt: 
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An den Miniſter des Innern. 1 
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Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


ET EEE TER FETT 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 a 3 (R. Decker). 


